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Entwurf eines Gesetzes zur Organisationsstruktur  
der Telematik im Gesundheitswesen – Stellungnahme des VHitG 

Sehr geehrter Herr Kirschner,  
 
vielen Dank, dass Sie uns die Gelegenheit geben, zum vorgelegten Gesetzentwurf Stellung zu nehmen.  
 
Der VHitG begrüßt es ausdrücklich, dass es eine Institution geben soll, die die Normierung und Stan-
dardisierung der Telematikinfrastruktur für das deutsche Gesundheitswesen einheitlich regelt und zu-
künftig begleitet. Eine solche Einrichtung hatten die Industrieverbände bereits in der „Telematik-
Expertise“ vom 02.06.03 gefordert. Folgende wesentliche Punkte müssten unserer Ansicht nach noch 
geregelt bzw. klarer formuliert werden:  
 
1. Keine Eigenentwicklung und Vertrieb von IT-Lösungen  
Es muss nach Ansicht der Industrie durch das Gesetz klar festgelegt sein, dass diese Institution aus-
schließlich Standardisierungs- und Zertifizierungsaufgaben wahrnimmt, nicht aber mit eigenen Produk-
ten am Markt auftritt. Die Formulierung in § 291a, Abs. 7, spricht von „Betrieb“ der Telematikinfrastruk-
tur, die in der Begründung auf S. 22 gewählte Formulierung ist da noch expliziter und hat bereits Ein-
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gang in den Gesellschaftsvertrag gefunden (§3 Abs.2) „…können die betroffenen Gesellschafter einzel-
ne Komponenten allein oder gemeinsam entwickeln, pflegen und betreiben.“).  
Eine solche Praxis birgt die Gefahr der Wettbewerbsverzerrung und ist nicht im Interesse der Verbrau-
cher.  
 

2. Einbeziehung von Industrieexpertise bei der Pflege und Weiterentwicklung der Telematik-
Infrastruktur 
Es ist zu begrüßen, dass Industrievertreter im Beirat der Gematik vorgesehen sind. Es ist in § 291b Abs. 
2, Nr.4. bez. der Einbeziehung der Industrieexpertise eine klarere Beschreibung der Kompetenzen des 
Beirats erforderlich, bzw. wäre über eine weitergehende Beteiligung der Industrie nachzudenken. So 
könnten beispielsweise Fachdezernate gebildet werden, in denen Industrievertreter an der Erarbeitung 
und Abstimmung konkreter Ergebnisse beteiligt sind. Dies vor dem Hintergrund, dass die Industriever-
treter über enormes technisches Know-how verfügen und über den ständigen Kontakt zu den Anwen-
dern (ihren Kunden) einen wichtigen Beitrag hinsichtlich Praxisnähe und Akzeptanz leisten können.  
 
3. Zuteilung einer eindeutigen, lebenslangen und bundesweit einheitlichen Patientennummer 
Der VHitG ist der Ansicht, dass eine bundesweit eindeutige Patientennummer, die auch bei Kassen-
wechsel etc. Patientenidentifizierung eindeutig erlaubt, unerlässlich ist. Dies wird in der Begründung des 
Gesetzentwurfs ebenfalls ausgeführt. Die lebenslange, länder- und kassenübergreifende Patienten-
nummer ist die Voraussetzung für die Umsetzung vorgesehener Anwendungen wie z.B. Arzneimitteldo-
kumentation oder die elektronische Patientenakte. Geltende Datenschutzbestimmungen sind selbstver-
ständlich zu beachten; dies ist technisch möglich. Wir empfehlen daher, in die Formulierung des §290 
eine Klarstellung dahingehend einzufügen, dass die Krankenversicherungsnummer „eindeutig, lebens-
lang und bundesweit“ vergeben wird. Außerdem ist dringend darauf zu achten, dass bundesweit einheit-
liche Regelungen zur eGK festgelegt werden und länder- oder KV-spezifische Regelungen ausge-
schlossen werden. 
 
Gerne stehen Vertreter des VHitG für weitere Gespräche zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Anja Hollmann  
Geschäftsführerin 

 


